
Förderbereich 3: Verbesserung der Vermarktungsstrukturen 

Der Förderbereich gliedert sich in folgende Maßnahmengruppen: 

A. Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen landwirtschaftlicher Erzeugnisse

B. Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen der Fischwirtschaft

A. Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen landwirtschaftlicher

Erzeugnisse44

Maßnahmen 

1.0 Gründung und Tätigwerden von Erzeugerzu-

sammenschlüssen 

2.0 Investitionen in die Verarbeitung und Ver-

marktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 

3.0 Kooperationen (Zusammenarbeit) 

Begriffsbestimmungen 

Erzeugerzusammenschlüsse sind 

- Erzeugerorganisationen sowie

- Erzeugerzusammenschlüsse für

Qualitätsprodukte

- und deren Vereinigungen.

Erzeugerorganisationen und deren Vereini-

gungen müssen nach dem Agrarmarktstruk-

turrecht anerkannt sein. 

Erzeugerzusammenschlüsse für Qualitätspro-

dukte müssen mindestens fünf Mitglieder ha-

ben. 

Erzeugerzusammenschlüsse und deren Verei-

nigungen müssen Kleinstunternehmen, kleine 

und mittlere Unternehmen (KMU) sein. 

44  Soweit auf alternative Bedingungen nach den Verordnungen (EU) 1305/2013 bzw. 2021/2115 sowie (EU) 702/2014 bzw. 2022/2472 verwiesen wird, stellen 
die Länder sicher, dass auch in Abhängigkeit von der genutzten EU-Finanzierung die jeweils relevanten Bedingungen berücksichtigt werden. Dies gilt auch 
hinsichtlich der Beachtung etwaiger Förderobergrenzen. 

45  Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über die Förderung der ländlichen Entwicklung durch 
den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raumes (ELER) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 (ABl. EU 
Nr. L347 S. 487 vom 20.12.2013). 

46  Verordnung (EU) 2021/2115 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 2. Dezember 2021 mit Vorschriften für die Unterstützung der von den Mit-
gliedstaaten im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik zu erstellenden und durch den Europäischen Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) und den 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) zu finanzierenden Strategiepläne (GAP-Strategiepläne) und zur Aufhe-
bung der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 sowie der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 (ABl. L 435 vom 6. Dezember 2021, S. 1). 

Kooperationen im Rahmen der Verbesserung 

der Verarbeitungs- und Vermarktungsstruktur 

sind Zusammenschlüsse gemäß Artikel 35 der 

Verordnung (EU) Nr. 1305/201345 bzw. Arti-

kel 77 der Verordnung (EU) 2021/2115
46

 von 

- Erzeugern oder

- Erzeugerzusammenschlüssen oder

- Unternehmen der Verarbeitung und

Vermarktung landwirtschaftlicher Er-

zeugnisse,

die mit weiteren Unternehmen der Verarbei-

tung und Vermarktung landwirtschaftlicher 

Erzeugnisse einschließlich Organisationen 

und Einrichtungen zusammenarbeiten. 

Die Organisationen und Einrichtungen der 

Land- und Ernährungswirtschaft müssen 

überwiegend von Mitgliedern aus land- und 

ernährungswirtschaftlichen Unternehmen ge-

tragen werden und auf vertraglicher Grund-

lage zusammenarbeiten. 

Diese Zusammenarbeit bezieht sich vor allem 

auf folgende Prioritäten: 

- Investitionen,
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- Durchführbarkeitsstudien, Erstellung ei-

nes Geschäftsplans oder eines gleich-

wertigen Plans oder einer lokalen Ver-

marktungsstrategie,

- spezifische Projekte im Zusammenhang

mit der Durchführung des Geschäfts-

plans, einer Entwicklungsstrategie oder

einer auf Innovation ausgerichteten Ak-

tion.

Operationelle Gruppen (OG) gemäß Artikel 56 

der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013bzw. Arti-

kel 127 der Verordnung (EU) 2021/2115 sind 

Teil der Europäischen Innovationspartner-

schaft (EIP) „Landwirtschaftliche Produktivi-

tät und Nachhaltigkeit“. Sie werden von Land-

wirten und/oder Unternehmen des Agrar- und 

Nahrungsmittelsektors in Verbindung mit an-

deren Interessenträgern, z. B. Forschern und 

Beratern, gegründet. Die OG leisten einen Bei-

trag zur Erreichung der Ziele der EIP entspre-

chend Artikel 55 der Verordnung (EU) 

Nr. 1305/2013 bzw. Artikel 6 Absätze 1 und 2 

der Verordnung  (EU) 2021/2115. 

Qualitätsprodukte sind solche landwirtschaft-

liche Erzeugnisse und Produkte, die nach Qua-

litätsregelungen gemäß Artikel 20 Absatz 2 

der Verordnung (EU) 2022/2472
47  hergestellt 

werden. 

Unternehmensgrößen 

- KMU umfassen Kleinstunternehmen,

kleine und mittlere Unternehmen.

- Mittelgroße Unternehmen sind Unter-

nehmen oberhalb der KMU, die weniger

als 750 Personen beschäftigen oder ei-

nen Jahresumsatz von 200 Mio. Euro

nicht überschreiten.

Zur Berechnung der Mitarbeiterzahl und des 

finanziellen Schwellenwertes finden jeweils 

47  Verordnung (EU) 2022/2472 der Kommission vom 14. Dezember 2022 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen im Agrar- und 
Forstsektor und in ländlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (ABl. L 327 vom 21.12.2022, S. 1.) 

die Bestimmungen gemäß Anhang I der Ver-

ordnung (EU) Nr. 702/2014 bzw. Verord-

nung (EU) 2022/2472 Anwendung. 

Eine Verbesserung der Effizienz des Ressour-

ceneinsatzes beinhaltet grundsätzlich deren 

Einsparung, insbesondere von Wasser und/o-

der Energie. 

Der Geschäftsplan enthält zumindest Anga-

ben zur Ausgangssituation des Antragstellers 

und den geplanten Maßnahmen einschließlich 

ihrer Zwischen- und Endziele. 
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1.0 Gründung und Tätigwerden von Er-

zeugerzusammenschlüssen48 

1.1 Zuwendungszweck 

Die Förderung zielt darauf ab, die Gründung und das 

Tätigwerden von Erzeugerzusammenschlüssen zu 

unterstützen sowie deren Wettbewerbsfähigkeit zu 

verbessern, um auf diese Weise zur Absatzsicherung 

oder zur Schaffung von Erlösvorteilen auf der Erzeu-

gerebene beizutragen. 

Die Förderung leistet einen Beitrag dazu, die Erfas-

sung, Verarbeitung und Vermarktung von landwirt-

schaftlichen Erzeugnissen im Hinblick auf Art, 

Menge und Qualität des Angebotes an die Erforder-

nisse des Marktes anzupassen. 

1.2 Gegenstand der Förderung/ Förder-

ausschluss 

1.2.1 Förderfähig sind angemessene Aufwendun-

gen für Organisationskosten. 

Beihilfefähige Kosten sind: 

Gründungskosten, 

Personal- und Geschäftskosten, 

Kosten für Büroeinrichtungen einschließlich 

Hard- und Software.  

1.2.2 Nicht förderfähig sind: 

Kosten für Personal, wenn es in einer arbeits-

rechtlichen oder organschaftlichen Beziehung 

zu Unternehmen der Verarbeitung und Ver-

marktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 

steht, 

Kreditbeschaffungskosten, Zinsen, Leasing-

kosten, Pachten, Erbbauzinsen, Grunder-

werbssteuer, Umsatzsteuer, 

48  Die Maßnahme ist nach Artikel 19 der Verordnung (EU) Nr. 2022/2472 freigestellt. Die Kurzbeschreibung dieser Maßnahme ist für die Laufzeit bis 30.06.2030 
unter der Nummer SA.108373 (2023/XA) bei der Europäischen Kommission registriert.  

49  Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirt-
schaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 (ABl. EU Nr. 
L 347 S. 61 vom 20.12.2013). 

Aufwendungen, die unmittelbar die Erzeu-

gung betreffen, 

Abschreibungsbeträge für Investitionen, 

Anschaffungskosten für Personenkraftwagen 

und Vertriebsfahrzeuge sowie für den Erwerb 

von Grundstücken und Gebäuden, 

Erzeugerorganisationen wie Unternehmen o-

der Genossenschaften, deren Zweck die Lei-

tung eines oder mehrerer landwirtschaftlicher 

Betriebe ist und die daher faktisch als Einzeler-

zeuger anzusehen sind, 

Erzeugerorganisationen für Obst und Gemüse, 

Branchenverbände sowie sonstige landwirt-

schaftliche Vereinigungen, die in den Betrie-

ben ihrer Mitglieder Aufgaben wie die gegen-

seitige Unterstützung oder Vertretungs- und 

Betriebsführungsdienste übernehmen, aber 

nicht zur gemeinsamen Anpassung des Ange-

bots an die Markterfordernisse beitragen, 

Erzeugerzusammenschlüsse, deren Ziele mit 

den Artikeln 152 Absatz 1 Buchstabe c) und 

156 der Verordnung (EU) Nr. 1308/201349 un-

vereinbar sind.  

1.3 Zuwendungsempfänger 

Erzeugerzusammenschlüsse. 

1.4 Art und Höhe der Zuwendungen 

1.4.1 Die Zuwendungen werden als Zuschüsse ge-

währt. 

1.4.2 Die Zuwendungen werden den Erzeugerzu-

sammenschlüssen für die ersten fünf Jahre als Pau-

schalbeihilfe in jährlichen Tranchen gezahlt. Die Zu-

wendungen dürfen im ersten und zweiten Jahr bis zu 

einer Höhe von 60 Prozent, im dritten Jahr bis zu 

50 Prozent, im vierten Jahr bis zu 40 Prozent und im 
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fünften Jahr bis zu 20 Prozent der Organisationskos-

ten gewährt werden. Für Erzeugerzusammen-

schlüsse, die ausschließlich Qualitätsprodukte er-

fassen, verarbeiten oder vermarkten, gelten jeweils 

um 15 Prozentpunkte höhere Zuwendungshöchst-

grenzen. 

Die Höhe der Zuwendungen zu den Organisations-

kosten darf den in der Tabelle angegebenen prozen-

tualen Anteil der jährlich nachgewiesenen Verkaufs-

erlöse des Erzeugerzusammenschlusses nicht über-

steigen. 

Jahr 
nach 
der An-
erken-
nung 

nicht ausschließlich Quali-
tätsprodukte 

ausschließlich  
Qualitätsprodukte 

Anteil an 
den Orga-
nisations-
kosten 

Höhe der 
nachge-
wiesenen 
Verkaufs-
erlöse 

Anteil an 
den Orga-
nisations-
kosten 

Höhe der 
nachge-
wiesenen 
Verkaufs-
erlöse 

in Prozent 

1. Jahr 60 5 75 7 

2. Jahr 60 5 75 7 

3. Jahr 50 4 65 6 

4. Jahr 40 3 55 5 

5. Jahr 20 2 35 4 

1.4.3 Für die Berechnung der Zuwendungen kann 

nur die angediente Menge der nachgewiesenen Ver-

kaufserlöse berücksichtigt werden. 

1.4.4 Die jährliche Zuwendung darf den Betrag von 

100.000 Euro nicht übersteigen. Der Gesamtbetrag 

der Zuwendungen beläuft sich auf maximal 

400.000 Euro. 

1.5 Zuwendungsvoraussetzungen 

1.5.1 Erzeugerzusammenschlüsse müssen – unab-

hängig von ihrer Rechtsform – auf Dauer, mindes-

tens aber für fünf Jahre, angelegt sein. Die dem Er-

zeugerzusammenschluss zugrunde liegenden Ver-

träge bedürfen der Schriftform und müssen der Ziel-

setzung der Förderung entsprechen. Sie müssen von 

der zuständigen Behörde auf Basis ihres vorgelegten 

Geschäftsplans förmlich anerkannt werden. 

1.5.2 Der dem Erzeugerzusammenschluss zugrunde 

liegende Vertrag muss die Mitglieder verpflichten, 

die für die Vermarktung bestimmten Produkte ent-

sprechend den von dem Erzeugerzusammenschluss 

erstellten Anlieferungs- und Vermarktungsregelun-

gen im Markt anzubieten. Die einschlägigen Wett-

bewerbsregeln nach den Artikeln 206 bis 210a der 

Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 sind einzuhalten. 

Die nach Landesrecht zuständigen Stellen überprü-

fen spätestens nach Ablauf des Förderzeitraums, ob 

die Ziele des Geschäftsplans des Erzeugerzusam-

menschlusses verwirklicht worden sind. 

1.6 Sonstige Bestimmungen 

1.6.1 Soweit Maßnahmen nach diesem Förder-

grundsatz ohne Kofinanzierung aus dem Europäi-

schen Landwirtschaftsfonds zur Entwicklung des 

ländlichen Raums (ELER) durchgeführt werden und 

nicht vom GAP-Strategieplan für die Bundesrepub-

lik Deutschland (GAP-Strategieplan) erfasst sind, 

werden die Zuwendungen nach diesem Förder-

grundsatz gewährt auf Grundlage und in Überein-

stimmung mit der Verordnung (EU) 2022/2472 (ins-

besondere Artikel 19). 

1.6.2 Die Mitgliedschaft in einem Erzeugerzusam-

menschluss kann frühestens zum Schluss des dritten 

vollen Geschäftsjahres gekündigt werden. Die Kün-

digungsfrist beträgt mindestens ein Jahr. 
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1.6.3 Der dem Erzeugerzusammenschluss zugrunde 

liegende Vertrag und der Geschäftsplan sowie sons-

tige Unterlagen müssen die Konzeption und die 

Ziele des Erzeugerzusammenschlusses aufzeigen. 

Die Konzeption muss erkennen lassen, dass der Er-

zeugerzusammenschluss 

die unterstellten Produktpreise, Produktions- 

und Absatzmengen erreichen kann und 

zur Sicherung des landwirtschaftlichen Ein-

kommens beiträgt oder 

neue Märkte erschließt oder 

der wachsenden Nachfrage nach diesen Pro-

dukten entgegenkommt. 

1.6.4 Erzeugerzusammenschlüsse können Zuwen-

dungen zu den Organisationskosten für solche Auf-

wendungen erhalten, die ab dem Tag der förmlichen 

Anerkennung durch die dafür nach Landesrecht zu-

ständige Stelle entstanden sind. Gründungskosten 

sind unabhängig davon zuwendungsfähig. 

1.6.5 Die Auszahlung der letzten Tranche der Zu-

wendungen zu den Organisationskosten kann erst 

dann erfolgen, wenn die ordnungsgemäße Durch-

führung des Geschäftsplans überprüft worden ist. 

Sollten die Ziele des Geschäftsplans nicht oder nicht 

vollständig erreicht werden, sind die Zuwendungen 

teilweise oder vollständig zurückzufordern. 

1.6.6 Die Zuwendung zu den Organisationskosten 

wird unter dem Vorbehalt des Widerrufs für den Fall 

gewährt, dass der Erzeugerzusammenschluss sich 

innerhalb eines Zeitraumes von fünf Jahren ab Grün-

dung auflöst. 

2.0 Investitionen in die Verarbeitung 

und Vermarktung landwirtschaftli-

cher Erzeugnisse 

2.1 Zuwendungszweck 

Die Förderung zielt darauf ab, die Wettbewerbsfä-

higkeit von 

- Erzeugerzusammenschlüssen,

- Unternehmen der Verarbeitung und Vermark-

tung, deren Tätigkeit sich nicht gleichzeitig auf

die Erzeugung landwirtschaftlicher Erzeug-

nisse bezieht sowie von

- Unternehmen der Verarbeitung und Vermark-

tung landwirtschaftlicher Erzeugnisse im Rah-

men von Kooperationen und OG oder deren

Mitglieder

zu verbessern, um auf diese Weise zur Absatzsiche-

rung oder zur Schaffung von Erlösvorteilen auf der 

Erzeugerebene beizutragen. Hierbei sollen Innovati-

onspotenziale erschlossen werden. 

Die Förderung soll darüber hinaus einen Beitrag leis-

ten zur  

a) Verringerung von klimaschädlichen Emissio-

nen oder zur

b) Verbesserung der Effizienz des Ressourcen-

einsatzes

und damit die nachhaltige, klima- und ressourcen-

schonende Verarbeitung und Vermarktung entspre-

chend den Anforderungen des Marktes unterstüt-

zen. 
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2.2 Gegenstand der Förderung/ Förder-

ausschluss 

2.2.1 Förderfähig sind angemessene Aufwendun-

gen für Investitionen, die der Erfassung, Lagerung, 

Kühlung, Sortierung, marktgerechten Aufbereitung, 

Verpackung, Etikettierung, Verarbeitung oder Ver-

marktung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse die-

nen. 

Die Investitionen können auf den Neu- und Ausbau 

von Kapazitäten einschließlich technischer 

Einrichtungen oder auf die innerbetriebliche 

Rationalisierung durch Umbau und/oder 

Modernisierung und/ oder Digitalisierung von 

technischen Einrichtungen ausgerichtet sein. 

Die Vorhaben sind innerhalb von drei Jahren durch-

zuführen. In begründeten Einzelfällen kann diese 

Frist durch die zuständige Behörde um drei Jahre 

verlängert werden. Die Vorhaben können sich in 

Projektabschnitte gliedern. 

2.2.2 Innovative Investitionen im Rahmen der EIP 

können ebenfalls gefördert werden. Voraussetzung 

ist, dass diese innovativen Investitionen im Rahmen 

der Tätigkeit einer OG oder deren Mitglieder unter-

stützt werden. 

Allgemeine Aufwendungen wie Architekten- und 

Ingenieurleistungen, Baugenehmigungen, Bera-

tungsgebühren, Durchführbarkeitsstudien, Kosten 

der Vorplanung, Projektdurchführung und -beglei-

tung, die im direkten Zusammenhang mit den Maß-

nahmen nach den Nummern 2.2.1 und 2.2.2 stehen, 

können ebenfalls gefördert werden. 

2.2.3 Nicht förderfähig sind: 

Neuanlagen, wenn 

- dem Aus- oder Umbau vorhandener

Anlagen oder

- dem Ankauf geeigneter Gebäude, die

vor ihrem Ankauf einem anderen Zweck

dienten,

wirtschaftlich der Vorzug zu geben ist. 

Der Umbau vorhandener Anlagen sowie der 

Ankauf geeigneter Gebäude kann nicht geför-

dert werden, wenn diese zum gleichen Zweck 

bereits zu einem früheren Zeitpunkt geför-

dert wurden. 

eingebrachte Grundstücke, Gebäude, Einrich-

tungen und technische Anlagen, 

Ausgaben für den Erwerb von Grundstücken 

und bei bebauten Grundstücken, die auf das 

Grundstück entfallenden Ausgaben, 

Ersatzbeschaffungen, Eigenleistungen, ge-

brauchte Maschinen und Einrichtungen, 

Wohnbauten nebst Zubehör, 

Anschaffungskosten für Personenkraftfahr-

zeuge und Vertriebsfahrzeuge, Kosten für Bü-

roeinrichtungen, 

Kreditbeschaffungskosten, Zinsen, Leasing-

kosten, Pachten, Erbbauzinsen, Grunderwerb-

steuer, Umsatzsteuer, Kauf von Patenten und 

nicht an die zu fördernde Investition gebun-

dene Lizenzen sowie Marken, 

Abschreibungsbeiträge für Investitionen, 

Aufwendungen, die unmittelbar der landwirt-

schaftlichen Erzeugung dienen, 

Aufwendungen, die unmittelbar dem Absatz 

auf der Erzeuger- und Einzelhandelsstufe die-

nen, 

Investitionen im Zusammenhang mit der Er-

zeugung von Biokraftstoffen aus Nahrungs-

mittelpflanzen, 

Verwaltungskosten der Länder, 

Aufwendungen für Investitionen in die 

Schlachtung von Tieren jeweils von der Betäu-

bung/Tötung bis einschließlich der Abküh-

lung der Schlachtkörper entsprechend An-

hang III Abschnitt I Kapitel VII Ziffer 1 oder 

Anhang III Abschnitt II Kapitel IV Ziffer 8 der 
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Verordnung (EG) Nr. 853/200450, soweit die 

Unternehmen größer als Kleinst-, kleine oder 

mittlere Unternehmen (KMU) im Sinne des 

Anhangs I der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 

bzw. Verordnung (EU) 2022/2472 sind, 

Aufwendungen für Ölmühlen soweit die Un-

ternehmen größer als Kleinst- , kleine oder 

mittlere Unternehmen (KMU) im Sinne des 

Anhangs I der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 

bzw. Verordnung (EU) 2022/2472 sind, 

Erzeugerorganisationen für Obst und Gemüse, 

anteilige Investitionen zur Erzeugung erneu-

erbarer Energien, die durch das Erneuerbare-

Energien-Gesetz (EEG) gefördert werden, 

Investitionen, die nach Ablauf der im Unions-

recht vorgesehenen Übergangsfrist aus-

schließlich zur Erfüllung von EU-Normen (ins-

besondere Umwelt- und Hygienevorschriften) 

getätigt werden, 

Vorhaben, deren Förderung zu einem Verstoß 

gegen in der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 

festgelegte Verbote und Beschränkungen füh-

ren würde. 

2.2.4 Das Vorhaben muss mit den europäischen und 

nationalen Umweltschutzvorschriften im Einklang 

stehen. UVP51-pflichtige Vorhaben sind nur förder-

fähig, wenn eine Genehmigung für das Vorhaben er-

teilt worden ist. 

50  Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen 
Ursprungs vom 28.10.2008 (ABl. L 277 S. 8 vom 18.10.2008). 

51 Umweltverträglichkeitsprüfung. 

2.3 Zuwendungsempfänger 

Erzeugerzusammenschlüsse, 

Unternehmen der Verarbeitung und Vermark-

tung, deren Tätigkeit sich nicht gleichzeitig auf 

die Erzeugung landwirtschaftlicher Erzeug-

nisse bezieht sowie 

Unternehmen der Verarbeitung und Vermark-

tung landwirtschaftlicher Erzeugnisse im Rah-

men von Kooperationen und OG oder deren 

Mitglieder. 

2.4 Art und Höhe der Zuwendungen 

2.4.1 Die Zuwendungen werden als Zuschüsse ge-

währt. 

2.4.2 Es können Zuwendungen zu den förderfähi-

gen Aufwendungen für Investitionen in folgender 

Höhe gewährt werden: 

Für die Verarbeitung und Vermarktung von 

landwirtschaftlichen Erzeugnissen 

aa) Erzeugerzusammenschlüsse bis zu 

35 Prozent, sofern diese mehr als 

50 Prozent Qualitätsprodukte erfassen 

und vermarkten bis zu 40 Prozent, 

ab) Kleinst-, kleine und mittlere Unterneh-

men der Verarbeitung und Vermarktung 

bis zu 25 Prozent, sofern diese mehr als 

50 Prozent Qualitätsprodukte erfassen 

und vermarkten bis zu 30 Prozent, 

ac) Mittelgroße Unternehmen bis zu 

20 Prozent, sofern diese mehr als 

50 Prozent Qualitätsprodukte erfassen 

und vermarkten bis zu 25 Prozent, 

ad) Unternehmen der Verarbeitung und 

Vermarktung im Rahmen von Koopera-

tionen bis zu 35 Prozent, sofern diese 

mehr als 50 Prozent Qualitätsprodukte 

erfassen und vermarkten bis zu 40 Pro-

zent 
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ae) Unternehmen der Verarbeitung und 

Vermarktung im Rahmen von OG oder 

deren Mitgliedern bis zu 55 Prozent. 

Für die Verarbeitung von landwirtschaftlichen 

Erzeugnissen zu Nicht-Anhang-I-Erzeugnis-

sen für mittlere Unternehmen bis zu 10 Pro-

zent und für Kleinst- und kleine Unternehmen 

bis zu 20 Prozent. 

Für die Zuwendungsempfänger gemäß Num-

mer 2.3, die ausschließlich Qualitätsprodukte verar-

beiten und vermarkten, gelten jeweils bis zu 15 Pro-

zentpunkte höhere Zuwendungshöchstgrenzen. 

Die festgesetzten Höchstsätze gemäß Artikel 17 Ab-

satz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 bzw. Ar-

tikel 73 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2021/2115 

dürfen nicht überschritten werden. 

2.4.3 Bei einer gleichzeitigen Förderung der Investi-

tionsvorhaben im Rahmen anderer Förderpro-

gramme dürfen die Zuwendungen die im Anhang II 

der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013 bzw. Artikel 73 

Absatz 4 der Verordnung (EU) 2021/2115, in der 

Verordnung (EU) Nr. 702/2014 bzw. Verord-

nung (EU) 2022/2472 und der Verordnung (EU) 

Nr. 651/201452  aufgeführten Zuwendungssätze 

bzw. Obergrenzen der Zuwendungen nicht überstei-

gen. 

2.5 Zuwendungsvoraussetzungen 

2.5.1 Für Erzeugerzusammenschlüsse gelten die 

Zuwendungsvoraussetzungen der Maßnahme 1.0 

„Gründung und Tätigwerden von Erzeugerzusam-

menschlüssen“ (Nummern 1.5.1, 1.5.2 erster Absatz 

und 1.6.3). 

2.5.2 Unternehmen der Verarbeitung und Vermark-

tung können nur gefördert werden, wenn sie min-

destens fünf Jahre lang mindestens 40 Prozent ihrer 

52  Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17.Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt 
in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (ABl. EU Nr. L 187 S. 1 vom 26.06.2014). 

Aufnahmekapazität an den Erzeugnissen, für die sie 

gefördert werden, durch Lieferverträge oder Dienst-

leistungsverträge mit Erzeugerzusammenschlüssen 

oder einzelnen Erzeugern auslasten. Von dem Erfor-

dernis des Abschlusses von Lieferverträgen kann bei 

Investitionen in Vermarktungseinrichtungen für 

Blumen und Zierpflanzen, Verarbeitungseinrichtun-

gen von Streuobst und bei Tierkörperbeseitigungs-

anlagen abgesehen werden. 

2.5.3 Im Rahmen des Investitionskonzeptes ist ein 

Nachweis über die Wirtschaftlichkeit des Vorhabens 

sowie normaler Absatzmöglichkeiten zu erbringen. 

2.5.4 Unternehmen der Verarbeitung und Vermark-

tung, deren Tätigkeit sich nicht gleichzeitig auf die 

Erzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse bezieht 

sowie Unternehmen der Verarbeitung und Vermark-

tung landwirtschaftlicher Erzeugnisse im Rahmen 

von Kooperationen und OG oder deren zu fördernde 

Mitglieder dürfen nicht größer als mittelgroße Un-

ternehmen sein. 

2.5.5 Der dem Unternehmen der Verarbeitung und 

Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse im 

Rahmen von Kooperationen und OG oder deren 

Mitgliedern zugrunde liegende Vertrag bzw. Koope-

rationsvereinbarung und der Geschäfts- bzw. Akti-

onsplan sowie sonstige Unterlagen müssen die Kon-

zeption und die Ziele der Kooperation aufzeigen. Er 

muss die Mitglieder verpflichten, die für die Ver-

marktung bestimmten Produkte entsprechend den 

von der Kooperation erstellten Anlieferungs- und 

Vermarktungsregelungen am Markt anzubieten. 

2.5.6 Der Beitrag zur Verringerung von klimaschäd-

lichen Emissionen oder zur Verbesserung der Effizi-

enz des Ressourceneinsatzes ist in geeigneter Weise 

darzustellen. 
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2.5.7 Aufwendungen für Investitionen in die 

Schlachtung von Tieren in mittleren Unternehmen 

sind nur förderfähig, wenn  

mit einer regionalen Bedarfs- und Umfeldan-

alyse dargelegt wird, dass nach Umsetzung 

des Vorhabens keine Verdrängung oder signi-

fikante Schwächung von bestehenden Unter-

nehmen der Schlachtung und Fleischverarbei-

tung (insbesondere von Kleinst-, kleinen und 

mittleren Unternehmen) zu erwarten ist und 

das Vorhaben vorrangig einer regional ausge-

richteten Wertschöpfungskette und der Ver-

kürzung von Tiertransportzeiten dient. Die re-

gionale Bedarfs- und Umfeldanalyse ist im 

Auftrag des Antragstellers extern durch einen 

unabhängigen Sachverständigen mit ausge-

wiesenen Fachkenntnissen des Schlachtmark-

tes zu erstellen und muss in einer räumlich 

ausgerichteten (d. h. über Ländergrenzen hin-

ausgehenden) Betrachtung mindestens die 

folgenden Teilanalysen umfassen: 

- Beschreibung des Bezug- und Absatz-

marktes unter Darstellung der regiona-

len Wertschöpfungskette,

- Abschätzung des Regionalvermark-

tungspotentials innerhalb des vorgese-

henen Vertriebsgebietes,

- Kalkulation des Schlachttieraufkom-

mens innerhalb des vorgesehenen Ein-

zugsgebietes,

- Analyse der Wettbewerbersituation be-

zogen auf die Einzugsgebiete bestehen-

der Schlachtstätten unter besonderer

Berücksichtigung von Kleinst-, kleinen

und mittleren Unternehmen,

- Bedarfsermittlung für zusätzliche

Schlachtkapazitäten innerhalb des vor-

gesehenen Einzugsgebietes.

53  Die Kurzbeschreibung dieser Maßnahme ist für die Laufzeit bis 30.06.2030 unter der Nummer SA.108362 (2023/XA) bei der Europäischen Kommission regis-
triert. 

54  Die Kurzbeschreibung dieser Maßnahme ist für die Laufzeit bis 30.06.2030 unter der Nummer SA.60527 (2020/X) bei der Europäischen Kommission registriert. 

55  Die Kurzbeschreibung dieser Maßnahme ist für die Laufzeit bis 30.06.2030 unter der Nummer SA.62911 (2021/X) bei der Europäischen Kommission registriert.

Auf die regionale Bedarfs- und Umfeldanalyse 

kann verzichtet werden, wenn die Aufwen-

dungen der Modernisierung bestehender 

Schlachtstätten dienen und das Vorhaben mit 

einer Kapazitätserweiterung von nicht mehr 

als 10 Prozent verbunden ist. 

in der Schlachtstätte auch die Lohnschlach-

tung angeboten wird, einschließlich der An-

nahme von Schlachtvieh in kleinen Stückzah-

len (d. h. ohne Mindestanlieferungsmengen). 

Die Förderung von Aufwendungen für Investitionen 

in die Schlachtung von Tieren in mittleren Unter-

nehmen ist bis zum 31.12.2024 befristet. 

2.6 Sonstige Bestimmungen 

2.6.1 Soweit Maßnahmen nach diesem Förder-

grundsatz ohne Kofinanzierung aus dem ELER 

durchgeführt werden und nicht vom GAP-Strategie-

plan erfasst sind, werden die Zuwendungen nach 

diesem Fördergrundsatz gewährt auf Grundlage und 

in Übereinstimmung mit 

- der Verordnung (EU) 2022/2472 (insbeson-

dere Artikel 17)53 sowie

- der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 (insbeson-

dere Artikel 17)54.

2.6.2 Soweit Maßnahmen nach diesem Förder-

grundsatz mit Kofinanzierung aus dem ELER durch-

geführt werden und gleichzeitig eine Verarbeitung 

zu Nicht-Anhang-I-Erzeugnissen erfolgt, werden 

die Zuwendungen nach diesem Fördergrundsatz ge-

währt auf Grundlage und in Übereinstimmung mit 

Artikel 44 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 bzw. 

Artikel 17 der Verordnung (EU) Nr. 651/2014.55 

2.6.3 Im Rahmen der beihilferechtlichen Freistel-

lung dieses Fördergrundsatzes gelten folgende An-

meldeschwellen: 
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Nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c)und k) 

der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 

- Beihilfen für Investitionen in die Verar-

beitung und Vermarktung landwirt-

schaftlicher Erzeugnisse gemäß Arti-

kel 17: 7,5 Mio. Euro pro Unternehmen

und Investitionsvorhaben

- Beihilfen für Investitionen in die Verar-

beitung von landwirtschaftlichen Er-

zeugnissen zu nichtlandwirtschaftlichen

Erzeugnissen oder in die Baumwoller-

zeugung gemäß Artikel 44: 7,5 Mio. Euro

pro Investitionsvorhaben

Nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c) der Ver-

ordnung (EU) 2022/2472: 

- Beihilfen für Investitionen in die Verar-

beitung und Vermarktung landwirt-

schaftlicher Erzeugnisse gemäß Arti-

kel 17: 7,5 Mio. Euro pro Unternehmen

und Investitionsprojekt

Nach Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe c) der Ver-

ordnung (EU) Nr. 651/2014: 

- Investitionsbeihilfen für KMU: 7,5 Mio.

Euro pro Unternehmen und Investiti-

onsvorhaben

2.6.4 Werden Maßnahmen mittelgroßer Unterneh-

men ohne Kofinanzierung aus dem ELER durchge-

führt und sind diese nicht im GAP-Strategieplan er-

fasst, ist eine gesonderte beihilferechtliche Notifi-

zierung dieses Fördergrundsatzes erforderlich. Die 

Zuwendungen werden auf Grundlage und in Über-

einstimmung mit dem Agrarrahmen
56

 (insbesondere 

Kapitel 1 Abschnitt 1.1.1.3.)gewährt.57 

Für Einzelinvestitionsbeihilfen im Rahmen dieser 

Notifizierung gelten die Anmeldeschwellen nach 

Randnummer 35 Buchstabe a) des Agrarrahmens. 

56  Mitteilung der Europäischen Kommission - Rahmenregelung für staatliche Beihilfen im Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten (ABl., C 485 vom 
21.12.2022, S.1) 

57  Die staatliche Beihilfe Nummer SA. 103724 (2022/N) i.V.m. Nummer SA. 42954 (2015/N) wurde mit Entscheidung der Europäischen Kommission vom 6. De-
zember 2022 mit einer Laufzeit bis 31.12.2024 genehmigt. Die darin enthaltenen Vorgaben sind verbindlich. 

2.6.5 Sofern eine OG oder deren Mitglieder einen 

Antrag auf Förderung stellen, können die Ergebnisse 

der Entwicklung neuer Erzeugnisse, Verfahren, Pro-

zesse und Technologien in der Land- und Ernäh-

rungswirtschaft (Nummer 2.2.2) über die EIP-Ver-

netzungsstelle Deutschland allen Interessenten zu-

gänglich gemacht werden. 

2.6.6 Die Förderung erfolgt unter dem Vorbehalt 

des Widerrufs für den Fall, dass die geförderten 

- Bauten und baulichen Anlagen innerhalb eines

Zeitraums von zwölf Jahren ab Fertigstellung

und

- technischen Einrichtungen innerhalb eines

Zeitraums von fünf Jahren nach Abschluss des

Vorhabens

- EDV-Ausstattungen innerhalb eines Zeit-

raums von drei Jahren jeweils nach Abschluss

des Vorhabens

nicht mehr dem Zuwendungszweck entsprechend 

verwendet werden. 
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3.0 Kooperationen (Zusammenarbeit)58 

3.1 Zuwendungszweck 

Die Förderung zielt darauf ab, durch Zusammenar-

beit die Erzeugung, Verarbeitung und Vermarktung 

landwirtschaftlicher Erzeugnisse besser an die Er-

fordernisse des Marktes und einer nachhaltigen Ent-

wicklung anzupassen, Versorgungsketten und die 

nachhaltige Versorgung mit Lebens-, Futtermitteln 

und Biomaterialien effizienter zu machen und einen 

Beitrag zum Umwelt- und Klimaschutz sowie eine 

Anpassung an den Klimawandel zu leisten, die regi-

onale Zusammenarbeit zu stärken und damit zur 

Wettbewerbsfähigkeit der Beteiligten im Markt bei-

zutragen. 

3.2 Gegenstand der Förderung/ Förder-

ausschluss 

3.2.1 Förderfähig sind im Bereich der Erzeugung, 

Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher 

und Nicht-Anhang-I-Erzeugnisse 

die Zusammenarbeit zwischen kleinen Wirt-

schaftsteilnehmern im Agrarsektor bei der Or-

ganisation von Ressourcen, 

eine horizontale und vertikale Zusammenar-

beit zwischen Akteuren der Versorgungskette 

zur Schaffung logistischer Plattformen für die 

Förderung kurzer Versorgungsketten und lo-

kaler Märkte. 

3.2.2 Folgende bei der Durchführung gemäß Num-

mer 3.2.1 anfallende Kosten können gefördert wer-

den: 

Konzepte für die Zusammenarbeit zwischen 

den verschiedenen Akteuren in der Land- und 

Ernährungswirtschaft, 

Durchführbarkeitsstudien und Kosten für die 

Erstellung eines Geschäftsplans oder eines 

gleichwertigen Plans, 

58  Die Maßnahme ist nach Artikel 32 der Verordnung (EU) Nr. 2022/2472 freigestellt. Die Kurzbeschreibung dieser Maßnahme ist für die Laufzeit bis 20.06.2030 
unter der Nummer SA.108361 (2023/XA) bei der Europäischen Kommission registriert. 

laufende Kosten der Zusammenarbeit. 

3.2.3 Nicht förderfähig sind: 

Aufwendungen für Aktivitäten (Direktkosten 

spezifischer Projekte im Zusammenhang mit 

der Durchführung des Geschäftsplans, einer 

Entwicklungsstrategie oder einer auf Innova-

tion ausgerichtete Aktion), die bereits über die 

Maßnahme 2.0 „Investitionen in die Verarbei-

tung und Vermarktung landwirtschaftlicher 

Erzeugnisse“ gefördert werden, 

die Förderung von Branchenverbänden.  

3.3 Zuwendungsempfänger 

Kooperationen. 

3.4 Art und Höhe der Zuwendungen 

3.4.1 Die Zuwendungen werden als Zuschüsse ge-

währt. 

3.4.2 Die Zuwendungen für die Förderung gemäß 

Nummer 3.2.2 a) und b) können bis zu 50 Prozent 

der zuwendungsfähigen Kosten betragen. 

3.4.3 Die Zuwendungen für die Förderung gemäß 

Nummer 3.2.2 c) können im ersten und zweiten Jahr 

bis zu 60 Prozent, im dritten Jahr bis zu 50 Prozent, 

im vierten Jahr bis zu 40 Prozent und im fünften Jahr 

bis zu 20 Prozent der förderfähigen Kosten betra-

gen. 

Die Zuwendungen für die Zusammenarbeit können 

bis zu fünf Jahren gewährt werden. 

Betrifft die Zuwendung gemäß den Nummern 3.4.2 

und 3.4.3 ausschließlich Qualitätserzeugnisse, gel-

ten jeweils um 15 Prozentpunkte höhere Zuwen-

dungshöchstgrenzen. 
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3.4.4 Der Gesamtbetrag der Zuwendungen beläuft 

sich bei Kooperationen auf bis zu 200.000 Euro. 

3.4.5 Bei einer gleichzeitigen Förderung der Vorha-

ben im Rahmen anderer Förderprogramme dürfen 

die Zuwendungen die im Anhang der Verord-

nung (EU) Nr. 1305/2013oder der Verord-

nung (EU) 2021/2115 und im Agrarrahmen aufge-

führten Zuwendungssätze bzw. Obergrenzen der 

Zuwendungen nicht übersteigen. 

3.5 Zuwendungsvoraussetzungen 

Die einschlägigen Wettbewerbsregelungen, insbe-

sondere die Artikel 101 und 102 AEUV und die Arti-

kel 206 bis 210a der Verordnung (EU) 

Nr. 1308/2013, sind einzuhalten. 

Die Förderung von Kooperationen setzt voraus, dass 

sich mindestens zwei Einrichtungen an dieser betei-

ligen. 

3.6 Sonstige Bestimmungen 

Soweit Maßnahmen nach diesem Fördergrundsatz 

ohne Kofinanzierung aus dem ELER durchgeführt 

werden und nicht vom GAP-Strategieplan erfasst 

sind, ist eine gesonderte beihilferechtliche Notifizie-

rung dieses Fördergrundsatzes erforderlich. Die Zu-

wendungen nach diesem Fördergrundsatz werden 

auf Grundlage und Übereinstimmung mit dem Ag-

rarrahmen (insbesondere Teil II Kapitel 1 Ab-

schnitt 1.1.11.) gewährt. 
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B. Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen der Fischwirtschaft

Maßnahmen 

1.0 Verarbeitung und Vermarktung 
fischwirtschaftlicher Erzeugnisse 

1.1 Verwendungszweck 

Die Förderung zielt darauf ab, die Wettbewerbsfä-

higkeit von Unternehmen der Verarbeitung und 

Vermarktung fischwirtschaftlicher Erzeugnisse zu 

verbessern, Innovationspotentiale zu erschließen 

sowie den Energieeinsatz und Umweltbelastungen 

zu verringern. 

1.2 Gegenstand der Förderung/ 
Förderausschluss 

1.2.1 Förderfähig sind die nach 

• Artikel 68 Absatz 1 Buchstabe b i) bis iii) und

Buchstabe c ii) und iv) und

• Artikel 69 Absatz 1 Buchstaben a bis f

der Verordnung (EU) Nr. 508/2014 des Europäi-

schen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 

über den Europäischen Meeres- und Fische-

reifonds (EMFF) beziehungsweise 

• Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe b

der Verordnung (EU) Nr. 2021/1139 des Europäi-

schen Parlaments und des Rates vom 7.  Juli 2021 

über den Europäischen Meeres-, Fischerei- und 

Aquakulturfonds und zur Änderung der Verord-

nung (EU) 2017/1004 (EMFAF) angemessenen 

Aufwendungen. Artikel 69 Absatz 2 EMFF bezie-

hungsweise Artikel 28 EMFAF sind zu beachten. 

Hiernach sind insbesondere folgende Maßnahmen 

nach EMFF förderfähig: 

a) Vermarktungsmaßnahmen für Fischerei- 

und Aquakulturerzeugnisse:

Die Erschließung neuer Märkte und die 

Verbesserung der Bedingungen für das In-

verkehrbringen, einschließlich von 

• Arten mit Vermarktungspotenzial,

• unerwünschten Fängen aus kommerzi-

ell genutzten Beständen,

• mit umweltfreundlichen Methoden

gewonnenen Fischerei- und Aquakul-

turerzeugnissen,

die Förderung der Qualität und des Mehr-

werts durch Erleichterung 

• der Zertifizierung und die Förderung

von nachhaltigen Fischerei- und Aqua-

kulturerzeugnissen, einschließlich Er-

zeugnissen aus der kleinen Küstenfi-

scherei, sowie von umweltfreundlichen

Verarbeitungsmethoden,

• der Aufmachung und Verpackung der

Erzeugnisse.

b) Verarbeitung von Fischerei- und Aquakul-

turerzeugnissen:

Investitionen, die 

• zu Energieeinsparungen beitragen o-

der die Umweltbelastung verringern,

Abfallbehandlung eingeschlossen,

• die Sicherheit, die Hygiene, die Ge-

sundheit und die Arbeitsbedingungen

verbessern,

• die Verarbeitung von Fängen aus kom-

merziell genutzten Beständen fördern,
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die nicht für den menschlichen Verzehr 

nutzbar sind, 

• der Verarbeitung von Nebenerzeugnis-

sen dienen, die bei der Hauptverarbei-

tung anfallen,

• der Verarbeitung von ökologischen

Aquakulturerzeugnissen dienen,

• zu neuen oder verbesserten Erzeugnis-

sen, neuen oder verbesserten Verfah-

ren oder neuen oder verbesserten Sys-

temen der Verwaltung oder Organisa-

tion führen.

Zudem sind insbesondere folgende Maßnahmen 

nach EMFAF förderfähig: 

Förderung der Vermarktung, der Qualität und des 

Mehrwerts von Fischerei- und Aquakulturerzeug-

nissen sowie der Verarbeitung dieser Erzeugnisse, 

vor allem in folgenden Bereichen: 

• Verwirklichung der Ziele der gemeinsamen

Marktorganisation durch gezielte Investiti-

onen, mit denen dieser Wirtschaftszweig

unterstützt werden kann.

• Verarbeitung und direkte Vermarktung

durch Erzeuger aus Fischerei und Aquakul-

tur.

• Innovationen bei Prozessen, Produkten

und Produktionsverfahren.

• Digitalisierung und Verbesserung der Rück-

verfolgbarkeit.

• Reduzierung des Energieverbrauchs und

Erhöhung der allgemeinen Energieeffizi-

enz.

• Nachhaltigkeit der Verarbeitungs- und Ver-

marktungsprozesse (einschließlich Trans-

port und Verpackung) und der Produktqua-

lität.

• Zertifizierung von Produkten auf Nachhal-

tigkeit.

• Bereitstellung von Wissen einschließlich

der Forschung und Entwicklung, der Erstel-

lung von Marktstudien und Konzepten, der

Beratung und der Information der Öffent-

lichkeit.

• Sicherheitsausrüstung, Arbeitssicherheit.

• Vermarktung unerwünschter Fänge.

1.2.2 Investitionen können 

a) auf den Neu- und Ausbau von Kapazitäten

einschließlich technischer Einrichtungen,

b) auf die innerbetriebliche Rationalisierung

durch Umbau und/oder Modernisierung

von technischen Einrichtungen

ausgerichtet sein. 

Die Vorhaben sind innerhalb von drei Jahren 

durchzuführen. 

1.2.3 Zu den förderfähigen Aufwendungen zäh-

len auch die Kosten der Vorplanung, die im direk-

ten Zusammenhang mit der Investition stehen, so-

weit es sich nicht um Verwaltungskosten der Län-

der handelt. 

1.2.4 Von der Förderung sind ausgeschlossen: 

a) Investitionen auf der Einzelhandelsstufe,
soweit es sich nicht um Direktvermarktung
handelt,

b) rechtlich gebotene Maßnahmen,

c) der Erwerb von Grundstücken,

d) Wohnbauten nebst Zubehör,

e) Neuanlagen, wenn dem Aus- oder Umbau

vorhandener Anlagen oder dem Ankauf von

für das Vorhaben geeigneter Gebäude, die

vor ihrem Ankauf einem anderen Zweck

dienten oder nicht zum gleichen Zweck be-

reits gefördert wurden, wirtschaftlich der

Vorzug zu geben ist,

f) eingebrachte Grundstücke, Gebäude Ein-

richtungen und technische Anlagen,
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g) Ersatzbeschaffungen und Reparaturen,

h) Eigenleistungen,

i) Ankäufe von Kapazitäten, deren Errichtung

mit öffentlichen Mitteln, die der Struktur-

verbesserung dienten, gefördert worden

ist,

j) Anschaffungskosten für Personenkraft- 

und Vertriebsfahrzeuge,

k) Kosten für Büroeinrichtungen,

l) Kreditbeschaffungskosten, Pachten, Zin-

sen, Steuern, Abschreibungen,

m) Kauf von Patenten, Lizenzen, Marken,

n) Betriebskosten.

1.3 Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsempfänger können Erzeugerzusam-

menschlüsse für Fischerei- und Aquakulturerzeug-

nisse, jeweils unabhängig von der gewählten 

Rechtsform, sein, Unternehmen der Be- und Ver-

arbeitung von Fischerei- und Aquakulturerzeug-

nissen und des Handels sowie Direktvermarkter 

entsprechender Erzeugnisse. 

1.4 Zuwendungsvoraussetzungen 

1.4.1 Gefördert werden ausschließlich in Num-

mer 1.2.1 genannte Maßnahmen, die den einschlä-

gigen Vorgaben des EMFF beziehungsweise des 

EMFAF und dem zugehörigen Operationellen Pro-

gramm für Deutschland -Bereich Verarbeitung und 

Vermarktung- entsprechen. 

1.4.2 Jede Förderung setzt voraus, dass die be-

triebswirtschaftliche Rentabilität des Vorhabens 

gesichert erscheint. Hierfür sind geeignete Nach-

weise vorzulegen. 

1.4.3 Durch die Förderung darf der Wettbewerb 

nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 

1.5 Art und Höhe der Zuwendungen 

1.5.1 Die Zuwendungen werden als Zuschüsse 

gewährt. 

Zu den Maßnahmen nach Nummer 1.2.1 können 

Zuschüsse bis zu 25 % der förderfähigen Aufwen-

dungen des Vorhabens gewährt werden. 

1.5.2 Die Förderung von Investitionen erfolgt 

unter dem Vorbehalt des Widerrufs für den Fall, 

dass die geförderten 

a) Bauten und bauliche Anlagen innerhalb ei-

nes Zeitraums von zwölf Jahren ab Fertig-

stellung,

b) technische Einrichtungen innerhalb eines

Zeitraums von fünf Jahren ab Lieferung

veräußert, verpachtet, stillgelegt oder nicht den 

Zuwendungsvoraussetzungen entsprechend ver-

wendet werden. 

1.6 Sonstige Bestimmungen 

Bei Maßnahmen, die ohne Ko-Finanzierung aus 

dem EMFF beziehungsweise EMFAF durchgeführt 

werden, sind zusätzlich zu Nummer 1.4.1 die ein-

schlägigen beihilferechtlichen Bestimmungen zu 

beachten. 
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